
 

 

 

Anlage 4 
(zu den Nummern 4 und 6) 

 

Grundsätze für Sponsoring, Werbung, Spenden und mäzenatische Schenkungen zur 
Finanzierung öffentlicher Aufgaben 

 
Für die Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben durch die unmittelbare Landesverwaltung gelten die 
folgenden Grundsätze: 
- Wahrung der Integrität der öffentlichen Verwaltung 
- Vermeidung des Anscheins einer möglichen Beeinflussung bei der Wahrnehmung 

öffentlicher Aufgaben 
- Sicherung des Budgetrechts des Parlaments 
- vollständige Transparenz bei der Finanzierung öffentlicher Aufgaben 
- Vorbeugung gegen jede Form von Korruption und unzulässiger Beeinflussung und die 

Flankierung korruptionspräventiver Maßnahmen 
- Sicherstellung der Finanzierung öffentlicher Aufgaben grundsätzlich durch öffentliche 

Mittel über den Haushaltsgesetzgeber.  
 

1 Sponsoring 
Unter Sponsoring ist die Zuwendung von Geld oder einer geldwerten Leistung zur Erfüllung von 
Landesaufgaben durch eine natürliche oder juristische Person mit wirtschaftlichen Interessen zu 
verstehen, die neben dem Motiv zur Förderung einer öffentlichen Einrichtung auch andere 
Interessen verfolgt. Der zuwendenden Person kommt es auf ihre Profilierung in der Öffentlichkeit 
über die gesponserte Maßnahme an (Imagegewinn, kommunikative Nutzung). 
 
1.1 Zulässigkeit  
Durch Sponsoring dürfen die Interessen und das Ansehen des Landes in der Öffentlichkeit keinen 
Schaden nehmen. Daher kommt Sponsoring nur ausnahmsweise und nur ergänzend in Betracht. 
Sponsoringleistungen haben hinsichtlich der Art ihrer Gestaltung und ihres Umfangs 
grundsätzlich hinter den durch öffentliche Mittel finanzierten Leistungen zurückzutreten. 
Sponsoring ist insbesondere zulässig für Zwecke der Öffentlichkeitsarbeit, der Kultur, der Bildung, 
des Umweltschutzes, der Prävention, des Sports und für soziale Zwecke, wenn jeder Einfluss auf 
die Inhalte ausgeschlossen ist. 
Mit der Einwerbung und Verwaltung von Sponsorenmitteln können auch Dritte 
(Veranstaltungsagenturen) beauftragt werden. 
Sponsoring ist ausgeschlossen, wenn der Anschein entstehen könnte, Verwaltungshandeln 
würde durch die Sponsoringleistung beeinflusst werden. Ein solcher Anschein liegt insbesondere 
vor bei Sponsoring im unmittelbaren Zusammenhang mit überwiegend hoheitlichen 
Kernaufgaben. Dies gilt für nachfolgende Aufgaben: 
- Vornahme ordnungsrechtlicher Maßnahmen oder Erteilung von Genehmigungen sowie 

Ausübung sonstiger eingriffsverwaltender Tätigkeiten (zum Beispiel Polizei, 
Steuerverwaltung, Justiz, Maßregelvollzug)  

- Ausübung aufsichtsrechtlicher Befugnisse 
- Bewilligung von Fördermitteln 
- Vergabe öffentlicher Aufträge 
- Durchführung öffentlicher Planungsaufgaben 
- Vergabe von Leistungen öffentlicher Träger der Wohlfahrtspflege (wie zum Beispiel Träger 

der Sozialhilfe, Versorgungs- und Sozialbehörden)  
- Durchführung schulischer oder berufsbezogener Prüfungen oder Eignungsprüfungen  
- Wahrnehmung der Aufgaben der Verfassungsschutzbehörde. 
Die dauerhafte Überlassung von Personal an die öffentliche Verwaltung durch Sponsorinnen oder 
Sponsoren oder die Finanzierung von Personalhaushaltsstellen ist unzulässig. Dies gilt nicht für 
wissenschaftliches Personal, einschließlich Stiftungsprofessuren, im Hochschulbereich. 
Sponsoring ist überdies unzulässig, wenn der Haushaltsgesetzgeber erkennbar nicht mit der 



 

 

Durchführung der Aufgabe einverstanden ist oder aus anderen als finanziellen Gründen für einen 
bestimmten Zweck keine oder nur begrenzte Ausgaben zugelassen hat.  
Sachleistungen sind nur zulässig, wenn die Finanzierung der Folgekosten gewährleistet ist. Durch 
die Annahme einer Sponsoringleistung darf keine Bindung für künftige (Folge-) Beschaffungen 
entstehen. 
Liegen mehrere Angebote für Sponsoring vor, so ist bei der Auswahlentscheidung auf Neutralität 
zu achten. Bei der Auswahl ist die Chancengleichheit konkurrierender Sponsoren zu 
gewährleisten. Die Gründe für die Auswahlentscheidung unter mehreren möglichen Sponsoren 
sind schriftlich niederzulegen. Dabei ist nicht ausgeschlossen, dass zur Förderung desselben 
Zwecks weitere Sponsoringverträge mit anderen Sponsoren abgeschlossen werden, auch wenn 
es sich um Wettbewerber der Sponsorin oder des Sponsors handelt. Es ist unzulässig, 
Wettbewerberinnen oder Wettbewerber einer Sponsorin oder eines Sponsors bei der 
Durchführung einer Maßnahme, zum Beispiel bei einer Veranstaltung, auszuschließen. 
Sponsorinnen oder Sponsoren dürfen keine Exklusivrechte eingeräumt werden. 
 
1.2 Durchführung 
1.2.1 
Für die Annahme von Sponsoringleistungen ist die Einwilligung der zuständigen obersten 
Landesbehörde einzuholen. Sie kann ihre Befugnis auf unmittelbar nachgeordnete Behörden 
übertragen, soweit nicht die Sponsoringleistungen dieser Behörde zugutekommen. Die obersten 
Landesbehörden können für den eigenen Geschäftsbereich im Benehmen mit dem 
Finanzministerium ergänzende Regelungen erlassen. 
 
1.2.2 
Sponsoring ist vollständig und abschließend aktenkundig zu machen. Es ist schriftlich 
festzuhalten, welche Tätigkeit gefördert wird, welche spezifischen Leistungen in Art und Höhe die 
Sponsorin oder der Sponsor erbringt und welche Verpflichtungen die Behörde übernimmt. Die 
Sponsorin oder der Sponsor ist auf eine Veröffentlichung und deren Mindestangaben nach 
Nummer 1.2.4 hinzuweisen. 
Ab einer Sponsoringleistung von 500,00 EUR ist ein schriftlicher Sponsoringvertrag mit der 
Sponsorin oder dem Sponsor abzuschließen. 
 
1.2.3 
Geldleistungen der Sponsorin oder des Sponsors sind Einnahmen des Landes, die im 
Landeshaushalt nachzuweisen sind. Die entsprechenden haushaltsrechtlichen Bestimmungen 
sind bei der Vereinnahmung und Verausgabung zu beachten. Dies gilt auch für Dritte, die mit der 
Einwerbung und Verwaltung von Sponsorenmitteln beauftragt sind (Nummer 1.1). 
 
1.2.4 
Sponsoringleistungen sind für die Öffentlichkeit transparent zu machen, indem die obersten 
Landesbehörden die in ihrem Geschäftsbereich angenommenen Sponsoringleistungen (auch 
Sachleistungen und Dienstleistungen) mit einem Wert ab 1.000,00 Euro im Einzelfall oder pro 
Sponsor/in und Kalenderjahr im Internet veröffentlichen. Eine jährliche Gesamtübersicht wird im 
Portal „www.regierung-mv.de“ an hervorgehobener Stelle platziert. 
In die Veröffentlichung sind mindestens folgende Angaben aufzunehmen: 
- Name der Sponsorin oder des Sponsors (konkrete Angaben) 
- Höhe des gesponserten Geldbetrages oder Bezeichnung der Sache oder Dienstleistung 

mit Angabe des vollen Wertes  
- Hinweis zur Verwendung 
Wenn die Sponsorin oder ein Sponsor nicht genannt werden möchte, ist die angebotene 
Sponsoringleistung abzulehnen. 
 
2 Werbung  
Unter Werbung sind Zuwendungen eines Unternehmens oder unternehmerisch orientierter 
Privatpersonen für die Verbreitung von Werbebotschaften durch die öffentliche Verwaltung zu 
verstehen, wenn diese ausschließlich dem Erreichen eigener Kommunikationsziele (zum Beispiel 



 

 

Verkaufsförderung, Produktinformation) des Unternehmens oder der Privatperson dienen. Die 
Förderung der jeweiligen öffentlichen Einrichtung ist nur Mittel zum Zweck und liegt nicht im 
unmittelbaren Interesse der Zuwendenden. 
Die Grundsätze für die verwaltungsmäßige Behandlung von Sponsoring nach Nummer 1.1 
und 1.2 gelten auch für die Durchführung von Werbeverträgen. 
 
3 Spenden und mäzenatische Schenkungen 
 
3.1 
Spenden sind Zuwendungen von Privatpersonen oder Unternehmen, bei denen das Motiv der 
Förderung der jeweiligen Behörde oder Einrichtung überwiegt. Die Spenderin oder der Spender 
erwartet keine Gegenleistung. 
Nach Maßgabe des § 10 b EStG sind Spenden steuerlich abzugsfähig. Der Spenderin oder dem 
Spender ist eine Bestätigung über die Geld- oder Sachzuwendung nach den Mustern des 
Bundesministeriums der Finanzen (BStBl. I 2013, S. 1333) zu erteilen. 
 
3.2 
Mäzenatische Schenkungen sind Zuwendungen durch Privatpersonen oder Stiftungen, die 
ausschließlich uneigennützige Ziele verfolgen und denen es nur um die Förderung des jeweiligen 
öffentlichen Zwecks geht. 
 
3.3 
Die Grundsätze für die verwaltungsmäßige Behandlung von Sponsoring nach Nummer 1.1 und 
1.2 gelten auch für Spenden und mäzenatische Schenkungen. Abweichend davon ist der 
Abschluss eines schriftlichen Vertrages bei Spenden und mäzenatischen Schenkungen nicht 
erforderlich. Die oder der Zuwendende kann der Veröffentlichung widersprechen. 
 


